
Innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung des Prüfungsberichts kann der 
Steuerpflichtige die Einwände dagegen abheben bzw. Erläuterungen dazu abgeben.

ABSCHLUSS EINER AUSSENPRÜFUNG

Eine Außenprüfung endet am Tag der Zustellung des 
Prüfungsberichts.
Er sollte folgende Informationen enthalten:

• Bezeichnung des zu prüfenden Unternehmens;
• Bezeichnung der Prüfer;
• Ort und Zeit der Prüfung;
• Beschreibung der getroffenen Feststellungen;
• Nachweise für durchgeführte Beweisaufnahme;
• rechtliche Beurteilung der Sache – des Prüfungsgegenstandes;
• Belehrung über das Recht auf Abgabe von Erläuterungen oder

Erhebung von Einwänden sowie Einreichung der Berichtigung.

Die Prüfer sind verpflichtet, die Einwände zu prüfenund das Unternehmen innerhalb von 14 
Tagen über die Art und Weise ihrer Behandlung samt Begründung zu informieren.

Die Prüfer haben nicht allen 
Einwänden stattgegeben

Der Steuerpflichtige kann 
die Berichtigung der 
Steuererklärung** 

einreichen

Die Prüfer haben allen 
Einwänden stattgegeben

Der Steuerpflichtige
braucht die Berichtigung 

der Steuererklärung nicht 
einzureichen

** Wird die Berichtigung nicht eingereicht, kann die Behörde in diesem Fall innerhalb von 6 
Monaten nach Abschluss der Prüfung ein Steuerverfahren einleiten.

Die Dauer aller Prüfungen bei einem bestimmten Unternehmen darf in einem 
Kalenderjahr eine bestimmte Anzahl von Tagen nicht überschreiten: 

• bei Kleinstunternehmen – 12 Werktage;
• bei kleinen Unternehmen – 18 Werktage;
• bei mittleren Unternehmen – 24 Werktage;
• bei sonstigen Unternehmen – 48 Werktage;

12-48 TAGE

Dies ist die Zeit (7 Tage), in der sich der Unternehmer auf die 
Prüfung vorbereiten muss. Wie sollte er sie nutzen?

Wird sie nicht innerhalb von 30 Tagen nach Zustellung der Prüfungsanordnung 
eingeleitet, muss der Vorsteher des Finanzamtes die Prüfungsanordnung erneut senden.

• er sollte die Richtigkeit der Steuerabrechnungen in Bezug auf Prüfungsumfang überprüfen;
• falls er Fehler entdeckt, kann er die Berichtigung der Steuererklärung einreichen.

NACH 7 TAGEN KANN DIE BEHÖRDE DIE PRÜFUNG EINLEITEN

Die Prüfungsanordnung sollte folgende Angaben enthalten:

• Bezeichnung der prüfenden Behörde;
• Datum und Ort der Ausstellung
• Bezeichnung des zu prüfenden Unternehmens;
• Prüfungsumfang samt den einschlägigen Rechtsvorschriften;
• Belehrung über das Recht auf Berichtigung der Steuererklärung
• Unterschrift der zur Bekanntgabe befugten Person.

ZUSTELLUNG DER PRÜFUNGSANORDNUNG

EINLEITUNG DER AUSSENPRÜFUNG

Sie erfolgt durch die Zustellung der Prüfungsbefugnis und die Vorlage des 
Dienstausweises  – dem zu prüfenden Unternehmen oder seinem 
Bevollmächtigten. Sie sollte folgende Angaben enthalten: 

• Bezeichnung der prüfenden Behörde;
• Angabe der Rechtsgrundlage;
• Vor- und Nachnamen der Prüfer und ihre Dienstausweisnummer;
• Bezeichnung des zu prüfenden Unternehmens;
• Prüfungsumfang;
• Beginn- und voraussichtliches Enddatum der Prüfung;
• Unterschrift der Person, die die Befugnis erteilt hat und Angabe ihrer Funktion;
• Belehrung des zu prüfenden Unternehmens über seine Rechte und Pflichten.

Eine Befugnis ohne diese Angaben macht die Einleitung der Außenprüfung unmöglich.

WICHTIGER HINWEIS! Eine Außenprüfung darf über den in der 
Prüfungsbefugnis angegebenen Umfang nicht hinausgehen.

(je nach Unternehmensgröße)

Die Befugnis sollte folgende Angaben 
enthalten:

• Bezeichnung der prüfenden Behörde;
• Datum und Ort der Ausstellung;
• Vor- und Nachnamen der Prüfer;
• Bezeichnung des zu prüfenden 

Unternehmens;
• Umfang der Zoll- und Außenprüfung 

und ihr voraussichtliches Enddatum;
• Unterschrift der Person, die die 

Befugnis erteilt hat;
• Belehrung des zu prüfenden 

Unternehmens über seine Rechte 
und Pflichten.

Diese Prüfung wird ohne vorherige Bekanntgabe durchgeführt. Sie wird am Tag der Zustellung 
der Befugnis zur Durchführung der Prüfung an das zu prüfende Unternehmen eingeleitet.

Die Prüfungstätigkeiten können:

• im Zoll- und Finanzamt;
• am Sitz des zu prüfenden

Unternehmens;
• am Ort der Buchführung bzw.

Aufbewahrung der Bücher;
• am jeden anderen Ort, der mit der

Tätigkeit des zu prüfenden
Unternehmens zusammenhängt;

durchgeführt werden.

Bis zu 14 Tage nach Zustellung der Befugnis kann der Steuerpflichtige die 
eingereichten Steuererklärungen, die der Prüfung unterliegen, berichtigen.

WICHTIGER HINWEIS! In der Regel müssen die Prüfer keinen Dienstausweis vorlegen; 
sie sollten dies jedoch auf Verlangen des zu prüfenden Unternehmens tun.

EINLEITUNG EINER ZOLL- UND AUSSENPRÜFUNG

Berücksichtigt der Vorsteher des Zoll- und 
Finanzamts die eingereichte Berichtigung, 
erhält das zu prüfende Unternehmen einen 

Bescheid, dass die Berichtigung der 
Steuererklärung berücksichtigt wurde.

Wird die Berichtigung 
nicht berücksichtigt – 

wird die Prüfung 
fortgesetzt.

WICHTIGER HINWEIS! Wenn keine neue Frist für den Abschluss der Prüfung 
angegeben wurde, können die nach Ablauf der zuvor genannten Frist 
gesammelten Unterlagen nicht als Beweismittel für weitere Prüfungen oder 
Verfahren verwendet werden. Dies gilt nicht für Unterlagen, die innerhalb der 
gesetzten Fristen gesammelt wurden.

In Bezug auf die Begrenzung der Gesamtdauer von Prüfungen im Kalenderjahr 
findet das Unternehmensgesetz keine Anwendung. Daher sind die Behörden 
nur an die im Gesetz genannte 3-Monatsfrist gebunden, die sie auch 
verlängern können. Dies bedeutet für Unternehmer, dass Zoll- und 
Außenprüfungen monate- bzw. jahrelang dauern können.

PRÜFUNGSDAUER

Eine Zoll- und Außenprüfung endet am Tag der Zustellung des Prüfungsergebnisses. Der 
Steuerpflichtige kann keine Einwände gegen das Prüfungsergebnis erheben.

WICHTIGER HINWEIS! Der Steuerpflichtige kann innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung des 
Prüfungsergebnisses die Steuererklärung (in Bezug auf Prüfungsumfang) berichtigen.

ABSCHLUSS EINER ZOLL- UND AUSSENPRÜFUNG

WICHTIGER HINWEIS! Nachdem die Berichtigung eingereicht worden ist, in der die 
Einwände nach der Prüfung berücksichtigt werden, darf sie erneut nicht 
berichtigt werden. 

Werden im Laufe der Prüfung Unregelmäßigkeiten 
festgestellt, dann kann die Finanzbehörde:

Aus einer abgeschlossenen Zoll- und 
Außenprüfung wird ein Steuerverfahren.

die eingereichte 
Berichtigung nicht 
berücksichtigen, 

die zusätzliche 
Umsatzsteuerschuld 

feststellen.

Das Prüfungsergebnis sollte folgende Informationen enthalten:

• Bezeichnung der prüfenden Behörde;
• Bezeichnung des zu prüfenden Unternehmens;
• Abgabedatum;
• Umfang der Zoll- und Außenprüfung;
• Informationen über Unregelmäßigkeiten bzw. ihr Fehlen;
• Belehrung über das Recht auf Berichtigung der Steuererklärung;
• Belehrung über die Pflicht zur Mitteilung der Anschriftsänderung, falls sie

innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss der Prüfung erfolgt;
• Unterschrift des Vorstehers des Finanzamtes oder der befugten Person.

ZUSTELLUNG DES PRÜFUNGSERGEBNISSES

ZOLL- UND AUSSENPRÜFUNG 
Worin besteht sie und wie kann sie ablaufen?

AUSSENPRÜFUNG
  Worin besteht sie und wie kann sie ablaufen?

Außenprüfungen werden von den Vorstehern der Finanzämter 
durchgeführt. Ihre Zuständigkeit ergibt sich aus dem Wohnsitz oder Sitz des 
Steuerpflichtigen. Daher ist dasjenige Finanzamt für die Außenprüfung 
zuständig, bei der er täglich seine Steuern abrechnet. Es gibt einige 
Ausnahmen von dieser Regel (mehr dazu lesen Sie unten).

Das Verfahren, die Anforderungen und Fristen sind klar definiert.

Dies ist eine Routinetätigkeit, die nicht mit dem Verdacht auf Unregelmäßigkeiten 
zusammenhängen muss.

WAS EIN 
STEUERPFLICHTIGER VOR EINER 
AUSSENPRÜFUNG WISSEN SOLLTE
Während einer Außenprüfung wird geprüft, ob ein Steuerpflichtiger 
seinen steuerrechtlichen Verpflichtungen nachkommt.

Die Revision ist bei dem Woiwodschaftsverwaltungsgericht (WSA) einzulegen.

Es ist nicht möglich, eine Revision beim NSA einzulegen, wenn das WSA:

• einen Beschluss über Zurückweisung der Beschwerde wegen Überschreitung der Frist 
(zur Einlegung einer Beschwerde oder zur Beseitigung von Formmängeln) erlassen hat; 

• einen Beschluss über Zurückweisung der Beschwerde erlassen hat, wenn die betreffende 
Sache zwischen denselben Parteien anhängig oder rechtskräftig entschieden ist;

• einen Beschluss über die Einstellung des Verfahrens erlassen hat, wenn der 
Beschwerdeführer die Beschwerde wirksam zurückgenommen hat;

• einen Beschluss über die Einstellung des Verfahrens im Falle des Todes einer Partei 
erlassen hat – es sei denn, die Teilnahme an dem Verfahren wird von einer Person 
gemeldet, deren rechtliches Interesse durch den Ausgang des Verfahrens berührt wird;

• einen Beschluss über die Einstellung des Verfahrens erlassen hat, wenn es aus anderen 
Gründen gegenstandslos geworden ist;

• einen Beschluss über die Zurückweisung der Beschwerde erlassen hat, wenn die 
Eingabegebühr nicht entrichtet wurde (trotz Mahnung).

Die Beschwerdeschrift sollte den Anforderungen eines Schriftsatzes entsprechen 
und folgende Angaben enthalten:

• Angabe des angefochtenen Bescheids, Beschlusses, sonstigen 
Verwaltungsaktes oder der Maßnahme;

• Bezeichnung der Behörde, auf deren Maßnahme sich die Beschwerde bezieht;
• Feststellung der Verletzung des Rechts oder des rechtlichen Interesses.

Wenn ein Steuerpflichtiger eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht einreicht, muss er 
eine Gebühr entrichten. In den Fällen, die Geldforderungen betreffen, hängt ihre Höhe vom 
Beschwerdewert ab. In anderen Fällen handelt es sich um einen festen Wert. Wenn es sich 
bei dem Beschwerdeführer um eine Gesellschaft handelt, sollte der Beschwerde ein 
Auszug aus dem Unternehmerregister des Landesgerichtsregisters beigefügt werden.

WICHTIGER HINWEIS! Durch die Einlegung einer Beschwerde gegen einen Bescheid 
oder Beschluss wird die Vollziehung eines Verwaltungsaktes oder einer Maßnahme 
NICHT GEHEMMT, es sei denn, die Behörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen 
hat, setzt seine Vollziehung aus.

BESCHWERDE AN WOIWODSCHAFTSVERWALTUNGSGERICHT

Wird die Steuererklärung, in der die Ergebnisse der Zoll- und Außenprüfung 
berücksichtigt sind, nicht eingereicht, wird diese Prüfung automatisch in ein 
Steuerverfahren umgewandelt.

WICHTIGER HINWEIS! Die Art und Weise, wie (auf wessen Initiative) das Verfahren 
eingeleitet wird, wirkt sich auf den Beginn und die für die Erledigung der Sache 
festgelegten Fristen aus.

Als Tag der Einleitung des Steuerverfahrens gilt der Tag der wirksamen Zustellung des 
Bescheids oder Tag der Zustellung des Antrags an Finanzbehörde.

Beachten Sie bitte:
Das Versäumnis des Steuerpflichtigen, eine Berichtigung der Steuererklärung einzureichen, 
oder das Versäumnis, die Steuererklärung unter Berücksichtigung der nach der 
Außenprüfung aufgedeckten Unregelmäßigkeiten vollständig zu berichtigen, kann zur 
Einleitung eines Verfahrens innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss der Prüfung führen.

EIN STEUERVERFAHREN WIRD VON AMTS WEGEN 
ODER AUF ANTRAG EINER PARTEI EINGELEITET

Es sollte unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach seinem 
Beginn abgeschlossen werden. In komplizierten Fällen kann es 2 Monate dauern.
Bei jeder Fristüberschreitung ist die Finanzbehörde verpflichtet, den 
Steuerpflichtigen darüber unter Angabe der Gründe für die Fristversäumnis und 
einer neuen Frist für den Abschluss des Verfahrens zu benachrichtigen.

Sowohl während als auch nach dem Abschluss des Verfahrens hat der Steuerpflichtige 
das Recht, die Akten in der Sache durchzusehen, die Notizen davon zu machen, die 
Abschriften und Kopien davon anzufertigen. Vor Erlass des Bescheids ist die Behörde 
verpflichtet, dem Steuerpflichtigen 7 Tage Zeit zu geben, damit er zu den gesammelten 
Beweisen Stellung nimmt. Für den Steuerpflichtigen ist dies eine wichtige Zeit, um die 
Vollständigkeit der Beweismittel zu überprüfen, aber auch die letzte Gelegenheit, einen 
Antrag auf ihre mögliche Ergänzung zu stellen. Die Festlegung dieser 7-Tage-Frist 
bedeutet, dass das Verfahren zu Ende geht und bald ein Bescheid ergehen wird.

WICHTIGER HINWEIS! Wenn die Finanzbehörde nach 3 Monaten ab Einleitung des 
Verfahrens den Bescheid aus ihrem Verschulden nicht zustellt, werden für den Zeitraum 
von der Einleitung des Verfahrens bis zur Zustellung des Bescheids keine 
Verzugszinsen berechnet.

Dauer des Verfahrens (max. 2 Monate)

Er erfolgt aufgrund eines Bescheids der Behörde. Sie entscheidet über die 
Sache oder beendet das Verfahren auf eine andere Weise.
Der Bescheid sollte folgende Angaben enthalten:

• Bezeichnung der Finanzbehörde;
• Erlassdatum;
• Bezeichnung der Partei;
• Rechtsgrundlage;
• Entscheidung;
• tatsächliche und rechtliche Gründe;
• Rechtsmittelbelehrung – falls gegen den Bescheid ein Rechtsmittel eingelegt werden kann;
• Unterschrift der befugten Person, einschließlich ihres Vor- und Nachnamens und ihrer 

Position.

ABSCHLUSS EINES STEUERVERFAHRENS

Gegen einen in erster Instanz ergangenen Bescheid kann der 
Steuerpflichtige innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung des Bescheids 
Einspruch einlegen. Der Einspruch gegen den erstinstanzlichen Bescheid 
wird bei derselben Behörde eingelegt, die den Bescheid erlassen hat. 

Die zweitinstanzliche Behörde erlässt einen Bescheid, in dem sie:

• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde in Kraft erhalten kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde aufheben und über die Sache entscheiden kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz oder teilweise aufheben und das Verfahren 

einstellen kann;
• das Einspruchsverfahren einstellen kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz aufheben und die Sache zurückverweisen 

kann.

WICHTIGER HINWEIS! In der Regel darf der erstinstanzliche Bescheid für 
den Einspruchsführer nicht weniger günstig ausfallen als der 
erstinstanzliche.

EINSPRUCH GEGEN DEN BESCHEID

STEUERVERFAHREN 
Worin besteht es und wie kann es ablaufen?

EINSPRUCH
 Was muss man tun und wie kann ein 
Einspruchsverfahren verlaufen?

Gegen einen in erster Instanz erlassenen Steuerbescheid kann ein Rechtsmittel bei einer 
Behörde höherer Instanz eingelegt werden. In einigen Fällen entscheidet jedoch über den 
Einspruch dieselbe Behörde. Dies kommt vor, wenn der Bescheid in erster Instanz von dem: 

• Leiter der Landesfinanzverwaltung;
• Leiter der Oberfinanzverwaltungsdirektion;
• kommunalen Berufungsausschuss

erlassen wurde.

Dieselbe Regel gilt für Steuervorbescheide des Leiters der Landesfinanzauskunft.

WENN SIE MIT DEM ERSTINSTANZLICHEN BESCHEID 
NICHT EINVERSTANDEN SIND, KÖNNEN SIE EINSPRUCH 
DAGEGEN EINLEGEN

Die Finanzbehörde, bei der der Einspruch eingelegt wurde, übermittelt ihn 
unverzüglich an eine Behörde höherer Instanz zusammen mit den Akten in der 
Sache, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen nach seinem Eingang.

Wenn der Steuerpflichtige mit der zweitinstanzlichen Bescheid nicht 
einverstanden ist, kann er innerhalb von 30 Tagen nach Zustellung des 
Bescheids beim Woiwodschaftsverwaltungsgericht Beschwerde einlegen. 
Die Beschwerde ist bei der Behörde einzulegen, die den Bescheid erlassen hat.

INNERHALB VON 14 TAGEN NACH ZUSTELLUNG KANN EIN 
STEUERPFLICHTIGER EIN RECHTSMITTEL DES EINSPRUCHS BEI 
DER BEHÖRDE EINLEGEN, DIE DEN BESCHEID ERLASSEN HAT

Nach Prüfung der Beschwerde kann das Gericht eine der folgenden Entscheidungen erlassen:

• den Bescheid ganz oder teilweise aufheben;
• den Bescheid für nichtig erklären;
• feststellen, dass der Bescheid bzw. Beschluss unter Verstoß gegen das Gesetz 

erlassen wurde.

WICHTIGER HINWEIS! Die Entscheidungen des Gerichts ergehen in Form eines 
Urteils oder eines Beschlusses. Der letztgenannte wird nur in den Fällen erlassen, in 
denen das Gesetz kein Urteil verlangt.

Die Gerichtsentscheidung sollte in der Sitzung verkündet werden, in der die 
Verhandlung geschlossen wurde. Innerhalb von 14 Tagen nach Verkündung des 
Urteils formuliert das Gericht Entscheidungsgründe. In den Fällen, in denen die 
Beschwerde abgewiesen wurde, werden Entscheidungsgründe nur auf Antrag der 
Partei erstellt, der innerhalb von 7 Tagen nach Verkündung des Urteils oder dem 
Eingang einer Abschrift des Bescheids eingereicht werden muss.

Bei Überschreitung der Frist für die Einreichung des Antrags verliert der 
Steuerpflichtige das Recht, die Revision einzulegen, und das Urteil des 
Woiwodschaftsverwaltungsgerichts wird rechtskräftig.

ENTSCHEIDUNG

Die Finanzbehörde, bei der der Einspruch eingelegt wurde, leitet sie 
zusammen mit den Akten in der Sache und der Erwiderung auf die 
Beschwerde weiter.

INNERHALB VON 30 TAGEN NACH ZUSTELLUNG DES 
BESCHEIDS KANN DER STEUERPFLICHTIGE DEN EINSPRUCH BEI 
DER BEHÖRDE EINLEGEN, DIE DEN BESCHEID ERLASSEN HAT

Die zweitinstanzliche Behörde erlässt einen Bescheid, in dem sie:

• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde in Kraft erhalten kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz oder teilweise aufheben und 

über die Sache entscheiden kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz oder teilweise aufheben und 

das Verfahren einstellen kann;
• das Einspruchsverfahren einstellen kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz aufheben und die Sache 

zurückverweisen kann.

VERFAHREN VOR GERICHT

Die Revisionsschrift sollte von einem Rechtsanwalt erstellt werden. In 
Steuersachen (betreffend Steuer- und Zollpflichten und ihre Durchsetzung) kann 
sie von einem Steuerberater erstellt werden.

Erfüllt die Revision nicht die formalen Anforderungen, fordert der vorsitzende 
Richter den Revisionsführer dazu auf, die Mängel innerhalb von 7 Tagen zu 
beseitigen. Wird die Frist nicht eingehalten, wird die Revision zurückgewiesen.

Eine Beschwerde kann auf folgende 
Gründe gestützt werden:

• Verletzung des materiellen Rechts 
durch falsche Auslegung oder 
unsachgemäße Anwendung;

• Verstoß gegen Verfahrensordnung, 
wenn dies erhebliche Auswirkungen 
auf den Ausgang des Rechtsstreits 
haben konnte.

Eine Revisionsschrift sollte folgende 
Angaben enthalten:

• Bezeichnung der angefochtenen 
Entscheidung mit dem Hinweis, ob 
die Revision die Gesamtheit oder 
einen Teil davon betrifft;

• Revisionsgründe;
• Antrag auf Aufhebung bzw. 

Änderung der Entscheidung unter 
Angabe des beantragten Umfangs 
der Aufhebung bzw. Änderung;

• Antrag auf Entscheidung über 
Revision in einer Verhandlung oder 
Erklärung über den Verzicht auf 
Verhandlung.

EINLEGUNG DER REVISION

Die zweitinstanzliche Behörde erlässt einen Bescheid, in dem sie:

• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde in Kraft erhalten kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz oder teilweise aufheben und 

über die Sache entscheiden kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz oder teilweise aufheben und 

das Verfahren einstellen kann;
• das Einspruchsverfahren einstellen kann;
• den Bescheid erstinstanzlicher Behörde ganz aufheben und die Sache 

zurückverweisen kann.

WICHTIGER HINWEIS! In der Regel DARF der Bescheid der Behörde der zweiten 
Instanz für den Einspruchsführer NICHT weniger günstig ausfallen als die der 
ersten Instanz.

BESCHEID ZWEITINSTANZLICHER BEHÖRDE

Der Einspruch kann schriftlich, mündlich zu Protokoll sowie an die elektronische Adresse 
der Finanzbehörde oder über das Steuerportal eingelegt werden. 

Damit der Einspruch wirksam ist, soll er die folgenden formalen Anforderungen erfüllen:
• die Einwände gegen den Bescheid enthalten; Hier ist es notwendig, auf spezifische 

Unregelmäßigkeiten und Verstöße der erstinstanzlichen Behörde hinzuweisen;
• den Gegenstands des Rechtsbehelfs angeben – der Steuerpflichtige sollte näher 

bestimmen, was er beantragt (Aufhebung oder Änderung des Bescheids);
• den Umfang des Begehrens und Beweismittel zur Bestätigung seiner Richtigkeit 

angeben – an dieser Stelle sollten der Umfang der zu erwartenden Änderung 
angegeben werden, sowie Beweismittel beigefügt werden, die diese Erwartungen 
rechtfertigen.

WICHTIGER HINWEIS! Dabei kann es sich sowohl um bereits gesammelte als auch um 
neue Beweismittel handeln.

EINLEGUNG DES EINSPRUCHS GEGEN DEN BESCHEID

Wenn der Steuerpflichtige mit dem Bescheid der Behörde zweiter Instanz (des 
Leiters der Oberfinanzverwaltungsdirektion oder des Vorstehers des Zoll- und 
Finanzamtes) nicht einverstanden ist, kann er eine Beschwerde beim 
Woiwodschaftsverwaltungsgericht einlegen.

EIN STEUERPFLICHTIGER KANN INNERHALB VON 30 TAGEN NACH 
ZUSTELLUNG EINER ABSCHRIFT DER GERICHTSENTSCHEIDUNG 
SAMT ENTSCHEIDUNGSGRÜNDEN EINE REVISION EINLEGEN

EINLEGUNG DER BESCHWERDE

Das Oberste Verwaltungsgericht entscheidet über eine Revision in einer Besetzung 
mit drei Richtern (sofern eine besondere Bestimmung nichts anderes vorsieht).

Bei der Entscheidung über eine Revision gegen ein Urteil erlässt das Gericht ein Urteil 
und einer Revision gegen einen Beschluss – einen Beschluss.

Wird der Revision stattgegeben, so hebt es den angefochtenen Beschluss ganz oder 
teilweise auf und verweist die Sache zur neuerlichen Entscheidung an das Gericht 
zurück, das die Entscheidung erlassen hat. Es sollte in der Sache in einer anderen 
Besetzung entscheiden. Ist dies nicht möglich, verweist das NSA die Sache an ein 
anderes Gericht.

WICHTIGER HINWEIS! Entscheidungen des Obersten Verwaltungsgerichts sind 
endgültig, werden mit ihrem Erlass rechtskräftig und können nicht angefochten werden.

ENTSCHEIDUNG DES NSA ÜBER REVISION

Eine Revision an das NSA kann von:

• einer Partei;
• einem Staatsanwalt;
• dem Bürgerbeauftragten;
• dem Beauftragten für kleine und mittlere Unternehmen;
• dem Kinderbeauftragten

eingelegt werden.

WICHTIGER HINWEIS! Die Revision ist das letzte Rechtsmittel gegen 
Urteile und Beschlüsse des Woiwodschaftsverwaltungsgerichts.

Revision an das Oberste 
Verwaltungsgericht (NSA)




